
1. Satzung 
zur Änderung der Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und den 

Anschluss an die öffentlichen Abwasseranlagen der Stadt Norderney (Abwass-
ersatzung) vom 04.11.2005 

 
 
Aufgrund der §§ 10, 13 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgeset-
zes (NKomVG) i.d.F. vom 17.12.2010 (Nieders. GVBl. 2010, 576), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16.12.2013 (Nds. GVBl. S. 307), i. V. m. den 
§§ 95, 96 des Niedersächsischen Wassergesetzes i. d. F. vom 19.02.2010 (Nieders. 
GVBl. 2010 S. 64), zuletzt geändert durch § 87 Absatz 3 des Gesetzes vom 
03.04.2012 (Nds. GVBl. S. 46), i. V. m. §§ 54 ff. WHG i. d. F. vom 31.07.2009 (BGBl. 
2009, 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 100 des Gesetzes vom 
07.08.2013 (BGBl. I S. 3154), hat der Rat der Stadt Norderney in seiner Sitzung vom 
XX.XX.2014 folgende 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Entwässerung 
der Grundstücke und den Anschluss an die öffentlichen Abwasseranlagen der Stadt 
Norderney (Abwassersatzung) vom 04.11.2005 beschlossen: 
 
 
 

Art. 1 
 
§ 3 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„§ 3 
Anschlusszwang- und Benutzungszwang - Schmutzwasser 

 
(1) Jeder/Jede Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, sein/ihr Grundstück 

nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen an eine öffentliche Abwasseran-
lage anzuschließen, sobald auf dem Grundstück Schmutzwasser auf Dauer 
anfällt. 
 

(2) Dauernder Anfall von Schmutzwasser ist anzunehmen, sobald das Grund-
stück mit Gebäuden für den dauernden oder vorübergehenden Aufenthalt von 
Menschen oder für gewerbliche oder industrielle Zwecke bebaut ist oder mit 
der Bebauung des Grundstücks begonnen wurde. 
 

(3) Die Verpflichtung nach Abs. 1 richtet sich auf den Anschluss an die zentrale 
Abwasseranlage, sobald die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung 
vor/auf dem Grundstück betriebsbereit vorhanden ist, sonst auf den Anschluss 
an die dezentrale Abwasseranlage. 
 

(4) Die Gemeinde kann den Anschluss an die zentrale Abwasseranlage auch 
nachträglich verlangen, sobald die Voraussetzungen des Abs. 3 nachträglich 
eintreten und soweit die Vorschrift des § 96 Abs. 6 Satz 3 NWG dem nicht 
entgegensteht. Der Grundstückseigentümer erhält eine entsprechende Mittei-
lung durch die Gemeinde. Der Anschluss ist binnen sechs Monaten nach Zu-
gang der Mitteilung vorzunehmen. 
 

(5) Werden an einer Erschließungsstraße, in die später Entwässerungskanäle 
eingebaut werden sollen, Neubauten errichtet, so sind auf Verlangen der Ge-



meinde alle Einrichtungen für den künftigen Anschluss an die zentrale Abwas-
seranlage vorzubereiten und die erforderlichen Maßnahmen zu dulden. 
 

(6) Wenn und soweit ein Grundstück bezüglich des Schmutzwassers an eine öf-
fentliche Abwasseranlage angeschlossen ist, ist der Grundstückseigentümer 
verpflichtet, alles anfallende Schmutzwasser - sofern nicht eine Einleitungsbe-
schränkung nach dieser Satzung besteht - der öffentlichen Abwasseranlage 
zuzuführen.“ 

 
Art. 2 

 
Nach § 3 wird folgender § 3 a neu eingefügt: 
 

„§ 3 a 
Anschluss- und Benutzungszwang - Niederschlagswasser 

 
(1) Jeder/Jede Grundstückseigentümer/in der in dem beigefügten Plan (Anlage 2 

zu dieser Satzung) markierten Gebiete ist verpflichtet, sein/ihr Grundstück 
auch bezüglich des Niederschlagswasser an die öffentliche Abwasseranlage/ 
Niederschlagswasserkanalisation anzuschließen, sobald auf dem Grundstück 
Niederschlagswasser auf Dauer anfällt und die öffentliche Niederschlagswas-
serkanalisation für das Grundstück betriebsbereit vorhanden ist. 

 
(2) Wenn und soweit ein Grundstück bezüglich des Niederschlagswassers an ei-

ne öffentliche Abwasseranlage angeschlossen ist, ist der/die Grundstücksei-
gentümer/in verpflichtet, sämtliches Niederschlagswasser, das auf bebauten 
und befestigten Flächen anfällt, der öffentlichen Abwasseranlage nach Maß-
gabe dieser Satzung zuzuführen, soweit es nicht als Brauchwasser Verwen-
dung findet. Die Verwendung als Brauchwasser ist der Gemeinde zuvor 
schriftlich anzuzeigen.“ 

 
Art. 3 

 
In § 6 Absatz 1 Satz 2 werden nach den Worten „In den Fällen des § 3 Abs. 4“ die 
Worte „und des § 3 a Abs. 1“ eingefügt. 
 
Ferner wird in § 6 Absatz 1 nach Satz 3 folgender Satz 4 eingefügt: 
 
„Bei genehmigungsfreien Bauvorhaben nach den §§ 60, 61, 62 NBauO ist der Ent-
wässerungsantrag mit dem Antrag auf Bestätigung der Gemeinde, dass die Erschlie-
ßung im Sinne des § 30 BauGB gesichert ist, vorzulegen.“ 
 

Art. 4 
 
In § 7 Absatz 1 werden in Satz 1 die Worte „§ 151 NWG“ durch „§ 98 NWG“ ersetzt. 
In § 7 Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „§ 151 Abs. 1 NWG“ durch „§ 98 Abs. 1 
NWG“ ersetzt. 



Art. 5 
 
In § 8 Absatz 1 wird nach dem Spiegelstrich „-die die öffentliche Sicherheit gefähr-
den“ der Spiegelstrich „- das in den öffentlichen Abwasseranlagen tätige Personal 
gefährden.“ neu eingefügt. 
 
Weiter wird in § 8 Absatz 1 der Spiegelstrich „-Kaltreiniger, die chlorierte Kohlenwas-
serstoffe enthalten oder die Ölabscheidung verhindern;“ durch den Spiegelstrich 
„Kaltreiniger oder ähnliche Stoffe, die chlorierte Kohlenwasserstoffe enthalten oder 
die Öl- und Fettabscheidung verhindern“ ersetzt. 
 
Ferner erhält § 8 Absatz 5 Satz 5 folgende Fassung: „Es gelten die Messverfahren 
nach der Verordnung über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in Gewäs-
ser (Abwasserverordnung – AbwV) i.d.F. vom 17.06.2004 (BGBl. I S. 1108), zuletzt 
geändert durch Art. 20 G zur Neuregelung des Wasserrechts vom 31.07.2009 (BGBl. 
I. S. 2585).“ 
 

Art. 6 
 
§ 10 Absatz 1 erhält folgende Fassung:  
 
„Die Entwässerungsanlagen auf dem anzuschließenden Grundstück sind vom/von 
der Grundstückseigentümer/in nach den jeweils geltenden allgemein anerkannten 
Regeln der Technik, insbesondere gem. DIN EN 752: 2008-04 Beuth „Entwässe-
rungssysteme außerhalb von Gebäuden“, DIN EN 12056: 2001-01 Beuth „Schwer-
kraftentwässerungsanlage innerhalb von Gebäuden“ von April 2008 in Verbindung 
mit der DIN 1986 Teile 3 von November 2004, 4 von Dezember 2011, 30 von Febru-
ar 2012 und 100 von Mai 2008 - "Entwässerungsanlagen für Gebäude und Grund-
stücke“ - und nach den Bestimmungen dieser Satzung auf eigene Kosten zu errich-
ten und zu betreiben. Die Grundstücksentwässerungsanlage ist auf Anforderung 
erstmals auf Dichtheit zu überprüfen. Sofern die Anforderung nicht erfolgt, ist sie spä-
testens bis zum 31.12.2033 auf Dichtheit zu überprüfen. Die Dichtheitsprüfung darf 
nur durch ein Unternehmen erfolgen, das gegenüber der Gemeinde die erforderliche 
Sachkunde nachgewiesen hat.“ 
 
§ 10 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
 
„Die Verfüllung von Rohrgräben hat nach DIN EN 1610 von Oktober 1997 in Verbin-
dung mit DWA A 139 (Ausgabe 2009) zu erfolgen. Die Herstellung von Rohrgräben, 
das Verlegen von Grundleitungen und Anschlusskanälen sowie das Verfüllen der 
Rohrgräben dürfen nur durch ein Unternehmen erfolgen, das durch eine entspre-
chende Bescheinigung belegen kann, dass es gegenüber der Gemeinde die erfor-
derliche Sachkunde nachgewiesen hat.“ 
 

Art. 7 
 
§ 11 erhält die nachfolgende Fassung: 
 

„§ 11 
Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlage 

 



(1) Die Gemeinde kann Maßnahmen nach den Absätzen 2 - 6 anordnen, soweit 
diese im Interesse einer ordnungsgemäßen und störungsfreien Erfüllung der 
Abwasserbeseitigungspflicht, insbesondere einer schadlosen Ableitung und 
Behandlung des Abwassers erforderlich sind. 
 

(2) Der Gemeinde oder Beauftragten der Gemeinde ist zur Prüfung der Grund-
stücksentwässerungsanlage oder zur Beseitigung von Störungen sofort und 
ungehindert Zutritt zu dieser Anlage, zu den Abwasservorbehandlungsanlagen 
und zu den Abwasseranfallstellen zu gewähren. Die Gemeinde oder Beauf-
tragte der Gemeinde sind berechtigt, notwendige Maßnahmen anzuordnen, 
insbesondere das eingeleitete oder einzuleitende Abwasser zu überprüfen 
und Proben zu entnehmen. 
 

(3) Alle Teile der Grundstücksentwässerungsanlage, insbesondere Vorbehand-
lungsanlagen, Schächte, Einsteigschächte oder Inspektionsöffnungen, Rück-
stauverschlüsse sowie Abwasserbehandlungsanlagen müssen zugänglich 
sein. 
 

(4) Der/die Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, alle zur Prüfung der Grund-
stücksentwässerungsanlage geforderten Auskünfte zu erteilen. 
 

(5) Soweit das Grundstück an die zentrale Abwasseranlage angeschlossen ist, 
kann die Gemeinde dem/der Grundstückseigentümer/in die Eigenüberwa-
chung für die Grundstücksentwässerungsanlage und für das auf dem Grund-
stück anfallende Abwasser nebst Vorlagepflicht der Untersuchungsergebnisse 
auferlegen sowie die Duldung und Kostentragung für eine regelmäßige ge-
meindliche Überwachung festsetzen. Die Gemeinde ist berechtigt, Art und 
Umfang der Eigenüberwachung zu bestimmen. 
 

(6) Die Gemeinde kann, über die in der DIN 1986-30 von Februar 2012 geforder-
ten Dichtheitsprüfungen hinaus, zusätzliche Dichtheitsprüfungen anordnen, 
wenn es dafür eine sachliche Rechtfertigung gibt, insbesondere, wenn das 
Grundstück der Grundstücksentwässerungsanlage in einem Gebiet mit hohem 
Fremdwasseranteil liegt oder konkrete Erkenntnisse vorliegen, dass die 
Grundstücksentwässerungsanlage etwa durch Wurzeleinwuchs, wiederholte 
Abflussstörungen oder Fehlanschlüsse undicht ist.“ 

 
Art. 8 

 
§ 18 erhält die nachfolgende Fassung: 
 

„§ 18 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig i.S.d. § 10 Abs. 5 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes in der jeweils gültigen Fassung handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig entgegen 

1. §§ 3 Abs. 1, 3 a Abs. 1 sein Grundstück nicht rechtzeitig an die öffentliche 
Abwasseranlage(n) anschließen lässt; 

2. §§ 3 Abs. 7, 3 a Abs. 2 das bei ihm anfallende Abwasser nicht in die öffentli-
che Abwasseranlage(n) ableitet; 



3. § 3 a Abs. 2 Niederschlagswasser und/oder selbst gefördertes Wasser, das 
als Brauchwasser genutzt wird, ohne Genehmigung einleitet; 

4. dem nach § 5 genehmigten Entwässerungsantrag die Anlage ausführt; 
5. § 6 den Anschluss seines Grundstücks an die öffentliche Abwasseranlage(n) 

oder die Änderung der Entwässerungsgenehmigung nicht beantragt; 
6. §§ 7, 8 Abwasser und Stoffe einleitet, die einem Einleitungsverbot unterliegen 

oder das nicht den Einleitungswerten entsprechen; 
7. § 10 Abs. 3 die Grundstücksentwässerungsanlage oder Teile hiervon vor der 

Abnahme in Betrieb nimmt oder Rohrgräben vor der Abnahme verfüllt; 
8. § 10 Abs. 4 die Entwässerungsanlage seines Grundstücks nicht ordnungsge-

mäß betreibt; 
9. § 11 Beauftragten der Gemeinde nicht ungehindert Zutritt zu allen Teilen der 

Grundstücksentwässerungsanlage gewährt; 
10. § 13 die öffentliche Abwasseranlage betritt oder sonstige Maßnahmen an ihr 

vornimmt; 
11. § 14 seine Anzeigepflichten nicht oder nicht unverzüglich erfüllt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 5.000 Euro geahndet 

werden. 
 

Art.9 
 
Nach Anlage 1 wird der Plan nach § 3 a Absatz 1 als Anlage 2 eingefügt. 
 

Art. 10 
 
Die übrigen Bestimmungen der Satzung bleiben unverändert. Diese 1. Satzung zur 
Änderung der Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss 
an die öffentlichen Abwasseranlagen der Stadt Norderney (Abwassersatzung) vom 
04.11.2005 tritt am 01.09.2014 in Kraft. 
 
 
Norderney, den xx.xx.2014 
 
 

STADT NORDERNEY 
Der Bürgermeister 

 
 
 

(Ulrichs) 


